
W-01-767 Recht auf Wohnen

Antragsteller*in: Daniela Wagner (KV Darmstadt)

Änderungsantrag zu W-01

Von Zeile 767 bis 775 löschen:
Enteignungen im Einzelfall sind nicht nur im Grundgesetz vorgesehen, sondern
erfolgen auch regelmäßig, etwa wenn eine neue Autobahn gebaut werden soll. Der
richtige Umgang mit Enteignungen ist pragmatisch, nicht ideologisch. Wir wollen
Enteignungen nur als letztes Mittel anwenden, wenn es zu einem groben Missbrauch
des Eigentumsrechts kommt. Etwa wenn mit Bauland spekuliert, wertvoller Wohnraum
bewusst nicht vermietet (spekulativer Leerstand), trotz eines ausgesprochenen
Baugebots weder gebaut noch verkauft wird oder wenn große
Wohnungsgesellschaften dauerhaft ihren Pflichten nicht nachkommen. Ob eine
Enteignung ökonomisch Sinn macht und das richtige Mittel ist, muss jeweils kommunal
entschieden werden und wird wesentlich von den erwarteten Kosten für die
Steuerzahler*innen abhängen.

Begründung

Wenn spekulativer Leerstand einer Immobilien dazu führt, dass diese Immobilie
verwahrlost und zu einer so genannten Schrottimmobilie wird, kann sich dies erheblich
negativ auf ein Viertel auswirken. Diesen städtebaulichen Missstand können
Kommunen schon heute auf zwei Wegen beseitigen, zum einen über die
konsensorientierte Bemühung den Missstand in Kooperation mit dem Eigentümer und
zum anderen mit Hilfe der rechtlichen Anordnung der Beseitigung des Missstandes.

Etwa über Vorkaufsrecht gemäß §§ 24 und 25 BauGB, Enteignung gemäß §§ 85 und 88
BauGB, städtebauliche Sanierungsmaßnahme gemäß §§ 136 ff. BauGB,
Stadtumbaumaßnahmen gemäß §§ 171a ff. BauGB, Erhaltungssatzung gemäß § 172
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BauGB oder städtebauliche Gebote gemäß §§ 175 ff. BauGB. Die §§
85 und 88 BauGB sieht sogar explizit vor das enteignet werden kann, um
brachliegende Grundstücke einer Bebauung zu zuführen oder wenn einem
ausgesprochenen Baugebot nicht nachgekommen wird.

Die Anwendung dieser Rechtsinstrumente ist oftmals mit hohem Verwaltungsaufwand
verbunden und setzt entsprechende Fachkenntnisse in den Ämtern vor Ort voraus,
diese Fachkenntnis fehlt aufgrund des jahrelangen Personalabbaus oftmals in den
Kommunen. Die Kommunen müssen daher in Lage versetzt werden, dass sie
bestehende Rechtsinstrumente wieder oder vermehrt anwenden können. Zusätzlich
wollen wir, wie in den Zeilen 244 bis 258 bereits ausgeführt, diese Rechtsinstrumente
auch für die Kommunen leichter anwendbar machen. Wie etwa über die Ausweitung
des Baugebots auf ganze Gebiete. Somit liegt auch eine inhaltliche Dopplung mit den
Zeilen 244 bis 258 vor.
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Hildegard Förster-Heldmann (KV Darmstadt); Gabriele C. Klug (KV Köln); Nicolas
Scharioth (KV Berlin-Pankow); Stefan Schmidt (KV Regensburg-Stadt); David Vaulont
(KV Freiburg); Martina Lilla-Oblong (KV Gelsenkirchen); Manfred Beck (KV
Gelsenkirchen); Leander Hirschsteiner (KV München); Rainer Lagemann (Steinfurt KV);
André Höftmann (KV Fürth-Land); Reiner Daams (KV Solingen); Nicolá Lutzmann (KV
Heidelberg); Michael Merkel (KV Bochum); Uwe Janssen (KV Esslingen); Jan Matzoll (KV
Recklinghausen); Christian Trede (KV Hamburg-Altona); Stefan Benzing (KV
Ludwigsburg); Bettina Hoffmann (KV Schwalm-Eder); Christian Gaumitz (KV Rhein-
Kreis-Neuss); sowie 1 weitere Antragsteller*in, die online auf Antragsgrün eingesehen
werden kann.
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